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(7) Sind mehrere Personen zu wählen, können die Wahlen in einem Wahlvorgang durch-
geführt werden, indem alle Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu 
besetzende Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Gewählt sind die Bewerber in 
der Reihenfolge der Zahl, der für sie abgegebenen gültigen Stimmen, wenn zugleich 
die Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erreicht ist. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende zieht.

§ 15
Unterbrechung, Verweisung und Vertagung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann die Sitzung unterbrechen. Er hat die Sit-
zung zu unterbrechen, wenn auf Antrag eines Mitgliedes des Gemeinderates ein entspre-
chender Beschluss von der Mehrheit der anwesenden Gemeinderatsmitglieder gefasst 
wird oder auf Antrag eines Fraktionsvorsitzenden.  Die Unterbrechung soll im Regelfall 
nicht länger als 15 Minuten dauern.

(2) Der Gemeinderat kann, sofern ein Tagesordnungspunkt nicht durch eine Entschei-
dung in der Sache abgeschlossen wird,

a)   den Tagesordnungspunkt zur nochmaligen Beratung an den mit der Vorbereitung     
befassten Ausschuss zurückverweisen,

b)   den Tagesordnungspunkt zur erneuten Vorbereitung an den Bürgermeister zurück-
verweisen,

c)  die Beratung über einzelne Punkte der Tagesordnung vertagen oder
d)  die Tagesordnungspunkte durch eine Entscheidung in der Sache abschließen.

(3) Über entsprechende Anträge ist sofort abzustimmen. Der Schlussantrag geht bei der 
Abstimmung dem Verweisungs-, dieser dem Vertagungsantrag vor.

(4) Jeder Antragsteller kann bei demselben Punkt der Tagesordnung nur einen Ver-
weisungs-, Vertagungs- oder Schlussantrag stellen.

(5) Nach 23:00 Uhr werden keine weiteren Tagesordnungspunkte aufgerufen. Der in 
der Beratung befi ndliche Tagesordnungspunkt wird abschließend behandelt. Danach ist 
die Sitzung zu schließen. Sofern die Sitzung gemäß  § 1 Abs. 4 Sätze 3 bis 5 nicht zur 
Anwendung kommt, sind die restlichen Punkte in der nächstfolgenden Sitzung an vor-
derster Stelle zu behandeln.

§ 16
Niederschrift

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom 
Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
Der Protokollführer ist ein Gemeindebediensteter und wird  vom Bürgermeister benannt.

(2) Die Niederschrift muss mindestens enthalten:

a)  Zeit, Ort, Beginn und Ende der Sitzung sowie etwaige Sitzungsunterbrechungen,
b)  die Namen der anwesenden und fehlenden Mitglieder,
c)   die Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung, der Beschlussfähigkeit und er 

Tagesordnung, 
d)  Abstimmung(en) der Sitzungsniederschrift(en) der letzten Sitzung(en),
e)  die Tagesordnung,
f)  den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse,
g)   Vermerke darüber, welche Gemeinderatsmitglieder verspätet erschienen sind oder  

die Sitzung vorzeitig oder wegen Befangenheit vorübergehend verlassen haben, wo-
bei ersichtlich sein muss, an welchen Abstimmungen oder Wahlen die Betroffenen 
nicht teilgenommen haben,

h) Anfragen der Mitglieder des Gemeinderates,
i)  die Angabe, ob die Beratung über die einzelnen Tagesordnungspunkte öffentlich 

oder nicht öffentlich stattgefunden hat,
j)   sonstige wesentliche Inhalte der Sitzung (insbesondere Einwohnerfragestunde, Ord-

nungsmaßnahmen).

Der Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderates können verlangen, dass ihre Er-
klärungen wörtlich in der Niederschrift festgehalten werden. Dies ist durch Wortmel-
dungen anzuzeigen.

(3) Die Niederschrift ist nach Unterzeichnung allen Mitgliedern des Gemeinderates 
schriftlich oder elektronisch spätestens mit der Einladung zur nächsten ordentlichen Sit-
zung zuzuleiten. Die Niederschrift über die in nicht öffentlicher Sitzung behandelten 
Tagesordnungspunkte ist gesondert zu protokollieren.

(4) Einwendungen gegen die Niederschrift sind dem Vorsitzenden schriftlich zuzulei-
ten. Der Gemeinderat entscheidet in seiner nächsten Sitzung, ob und in welcher Weise 
die Niederschrift zu berichtigen ist. Wird der Einwendung nicht entsprochen, so ist das 
Mitglied des Gemeinderates berechtigt, die Aufnahme einer entsprechenden Erklärung 
in die Niederschrift zu verlangen.

(5) Zur Erleichterung der Erstellung der Niederschrift ist es dem Protokollführer ge-
stattet, Tonbandaufzeichnungen anzufertigen. Nach Fertigstellung, Unterzeichnung und 
Feststellung der Niederschrift sind Tonbandaufnahmen zu löschen. § 3 Abs. 4 bleibt 
unberührt.

(6) Die Einsichtnahme in die beschlossenen Niederschriften der öffentlichen Sitzungen 
ist jedermann nach vorheriger Anmeldung während der öffentlichen Sprechzeiten der 
Verwaltung gestattet. Kopien können gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten 
erworben werden. 

§ 17
Änderung und Aufhebung der Beschlüsse des Gemeinderates

(1) Die Aufhebung oder Änderung eines Beschlusses des Gemeinderates kann von 
einem Drittel der Anzahl der Mitglieder oder vom Bürgermeister beantragt werden. 
Der Gemeinderat entscheidet hierüber frühestens in der nächsten Sitzung durch 
erneute Beschlussfassung.

(2) Ein nach Abs. 1 abgelehnter Antrag kann innerhalb von sechs Monaten nur dann er-
neut gestellt werden, wenn sich die Sach- und/oder Rechtslage wesentlich geändert hat.

(3) Ein Änderungs- oder Aufhebungsantrag ist unzulässig, soweit in Ausführung des 
Beschlusses des Gemeinderates bereits Rechtspositionen Dritter entstanden sind und 
diese  nicht mehr aufgelöst werden können, weil dies mit vertretbarem Aufwand nicht 
möglich ist und/oder zu Schadenersatzansprüchen führen kann.

§ 18
Ordnung in den Sitzungen

(1) Der Vorsitzende sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen und 
achtet auf die Einhaltung der Geschäftsordnung. Er übt das Hausrecht aus.

(2) Verstößt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Bestimmungen der Geschäftsord-
nung oder verletzt es die Würde der Versammlung oder äußert es sich ungebührlich, so 
kann es vom Vorsitzenden unter Nennung des Namens „zur Ordnung“ gerufen werden. 
Persönliche Angriffe und Beleidigungen sind vom Vorsitzenden zu rügen. Ist ein Mit-
glied in derselben Sitzung dreimal zur Ordnung gerufen und beim zweiten Mal auf die 
Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, so kann ihm der Vorsitzende 
das Wort entziehen. Entsprechendes gilt, wenn ein Mitglied vom Verhandlungsgegen-
stand abschweift und vom Vorsitzenden „zur Sache“ gerufen wurde. Ist einem Mitglied 
des Gemeinderates das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung 
nicht mehr sprechen.

(3) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann einem Redner, der die festgesetzte Rede-
zeit überschreitet, das Wort entziehen, wenn er ihn bereits auf den Ablauf der Redezeit 
hingewiesen hat.

(4) Der Vorsitzende des Gemeinderates kann ein Mitglied bei grob ungebührlichem oder 
wiederholt ordnungswidrigem Verhalten von der Sitzung ausschließen. Das Mitglied hat 
den Sitzungsraum zu verlassen.

(5) Der Gemeinderat kann ein Mitglied, das wiederholt Zuwiderhandlungen gegen die 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Anordnungen begangen hat, durch Be-
schluss für höchstens vier Sitzungen ausschließen.

(6) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestört und gelingt es dem Vorsitzenden nicht, sie 
wieder herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen.

§ 19
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern

(1) Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht des Vorsitzenden des Gemeinderates un-
terliegen alle Personen, die sich während einer Sitzung des Gemeinderates im Sitzungs-
raum aufhalten.

(2) Wer als Zuhörer durch ungebührliches Verhalten die Sitzung stört oder Ordnung und 
Anstand verletzt, kann auf Anordnung des Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwie-
sen und notfalls entfernt werden, wenn er durch den Vorsitzenden vorher mindestens 
ein Mal auf die Folgen seines Verhaltens hingewiesen wurde. Entsteht während einer 
Sitzung des Gemeinderates unter den Zuhörern störende Unruhe, die den Fortgang der 
Verhandlungen in Frage stellt, so kann der Vorsitzende des Gemeinderates nach vorhe-
riger Ankündigung den für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes räumen 
lassen, wenn die störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist.

(3) Hat der Vorsitzende des Gemeinderates zu einer Sitzung vorsorglich Polizeischutz 
angefordert, so teilt er das zu Beginn der Sitzung dem Gemeinderat einschließlich der 
Gründe hierfür mit.

II. ABSCHNITT
Fraktionen

§ 20
Fraktionen

(1) Die Fraktionen geben dem Vorsitzenden des Gemeinderates von ihrer Bildung und 
namentlichen Zusammensetzung unverzüglich schriftlich Kenntnis. Dabei ist auch mit-
zuteilen, wer Vorsitzender der Fraktion und dessen Stellvertreter ist. 
Der Zusammenschluss von Gemeinderäten wird mit der schriftlichen Mitteilung an den 
Vorsitzenden des Gemeinderates wirksam. Veränderungen sind dem Vorsitzenden un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Bezeichnung der Fraktionen richtet sich nach der Kurzbezeichnung der Parteien 
und Wählergruppen sowie dem Namen von Einzelbewerbern, aufgrund deren Wahlvor-
schlages die Fraktionsmitglieder in den Gemeinderat gewählt werden. 
Der Fraktionswechsel einzelner Gemeinderatsmitglieder lässt bestehende Fraktionsbe-
zeichnungen unberührt.

(3) Ein Mitglied des Gemeinderates kann nicht mehreren Fraktionen angehören.

III. ABSCHNITT
Ausschüsse des Gemeinderates

§ 21
Verfahren in den Ausschüssen

(1) Soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist, fi nden für die Ausschüsse 
des Gemeinderates die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung entsprechend Anwen-
dung.

Zur ersten Sitzung eines neu gebildeten Ausschusses lädt der Bürgermeister ein.

(2) In jeder Ausschusssitzung sind die Tagesordnungspunkte

a)  Mitteilungen,
b)  Anfragen,
c)  Anregungen 

vorzusehen.

(3) Die Tagesordnung und die Niederschrift zu den Sitzungen beschließender und bera-
tender Ausschüsse sind allen Ausschussmitgliedern und zusätzlich den übrigen Mitglie-
dern des Gemeinderates zuzuleiten.

(4) Mitglieder des Gemeinderates, die dem Ausschuss nicht angehören, aber einen An-
trag gestellt haben, über den in der Ausschusssitzung beraten oder beschlossen wird, 
erhalten fristgerecht eine Einladung zu dieser Sitzung sowie die den Antrag betreffenden 
Sitzungsunterlagen.

(5) Der Antrag eines sachkundigen Einwohners in einem beratenden Ausschuss ist nur 
beachtlich, wenn er durch ein Ausschussmitglied, das dem Gemeinderat als ehrenamt-
liches Mitglied angehört, unterstützt wird.

(6) Die Ausschüsse können beschließen, zu einzelnen Punkten ihrer Tagesordnung in 
den Sitzungen Sachverständige und Einwohner zu hören. Diese können an nicht öf-
fentlichen Sitzungen nur zu dem Tagesordnungspunkt teilnehmen, zu dem sie gehört 
werden sollen und haben den Sitzungsraum zu verlassen, bevor in der entsprechenden 
Angelegenheit beraten wird.
(7) Berührt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet mehrerer Ausschüsse, so können diese 
zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten.

IV. ABSCHNITT
Öffentlichkeitsarbeit

§ 22
Unterrichtung der Öffentlichkeit und Presse

Öffentlichkeit und Presse werden vom Bürgermeister über die Tagesordnung der Sit-
zungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse sowie über den wesentlichen Inhalt 
der gefassten Beschlüsse unterrichtet.

V. ABSCHNITT
Schlussvorschriften, Inkrafttreten

§ 23
Auslegung der Geschäftsordnung

Bei Zweifeln über Auslegung und Anwendung der Geschäftsordnung entscheidet der 
Vorsitzende des Gemeinderates. Erhebt sich gegen seine Entscheidung Widerspruch, so 
entscheidet der Gemeinderat mit der Mehrheit der auf „ja“ oder „nein“ lautenden Stim-
men. Bei Stimmengleichheit ist der Widerspruch zurückgewiesen.

§ 24
Abweichungen von der Geschäftsordnung

Von den Vorschriften dieser Geschäftsordnung kann nur im Einzelfall und nur dann 
abgewichen werden, wenn gesetzliche Bestimmungen nicht entgegenstehen und kein 
Mitglied in der Sitzung des Gemeinderates widerspricht.

§ 25
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher 
Form.

§ 26
Inkrafttreten

Die Geschäftsordnung des Gemeinderates der Gemeinde Hohe Börde tritt am Tage nach 
der Veröffentlichung im Amtsblatt der Gemeinde Hohe Börde in Kraft. 
Gleichzeitig treten die Geschäftsordnung vom 01.07.2014 sowie die 1. Änderung zur 
Geschäftsordnung vom 01.11.2016 außer Kraft.

Hohe Börde, den 08.07.2019

         
Gemeinde Hohe Börde
Bördestraße 8
39167 Hohe Börde OT Irxleben

Öffentliche Bekanntmachung
1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hohe Börde und
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 44-8 „Sondergebiet Photovoltaik“ 

In der Gemarkung Nordgermersleben

Aufstellungsbeschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Hohe Börde hat am 21.05.2019 die Einleitung der 
1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hohe Börde sowie im Parallel-
verfahren die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 44-8 „Sondergebiet Photovoltaik“ 
in der Gemarkung Nordgermersleben beschlossen. 

Planungsziel ist die Festsetzung eines Sondergebietes für die Errichtung einer Freifl ä-
chenphotovoltaikanlage auf Teilfl ächen des Grundstücks Flur 20, Flurstück 2 in der Ge-
markung Nordgermersleben. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist eine Umweltprüfung (UP) 
durchzuführen.

Der Planbereich ist in dem beigefügten Kartenausschnitt dargestellt

Die Beschlüsse werden hiermit gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
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